
Gegen  den  Komplott  aus  AfD,
Neonazis und Kapital!
von Sani Meier, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Die  CORRECTIV-Redaktion  veröffentlichte  gestern  ihre  Undercover-
Ermittlungen zu einem geheimen Treffen der Neuen Rechten im November
bei  Potsdam.  Mit  dabei  waren  hochrangige  AfDler:innen,  Neonazis  der
Identitären Bewegung,  CDU-Politikerinnen und superreiche Unternehmer.
Gemeinsam wurde am „Masterplan“ gearbeitet unter anderem mit dem Ziel:
Die  Ausweisung  mehrerer  Millionen  migrantisierter  Menschen  aus
Deutschland,  egal  ob  mit  deutschem  Pass  oder  ohne.

Eigentlich sollte keine:r von dem Treffen erfahren, die Organisatoren nutzten
zur Kommunikation nur Briefe – niemandem sollte man etwas nachweisen
können. Doch die Reporter:innen von CORRECTIV wurden informiert und
konnten verdeckt vor Ort recherchieren: Gemeinsam mit führenden Köpfen
der Identitären Bewegung wie Martin Sellner und der rechten Hand von AfD-
Vorsitzender Alice Weidel trafen sich Politiker:innen der CDU mit reichen
Konzernbossen und Juristen, die bereit sind, eine neue rechte Bewegung in
Deutschland zu finanzieren. 5 Tausend Euro mussten im Voraus gespendet
werden,  um teilnehmen zu dürfen.  Das Ziel:  Vor der nächsten Wahl soll
bewusst durch Flugblätter und Werbung Misstrauen gegenüber den Wahlen
und öffentlich-rechtlichen Medien erzeugt werden. Gleichzeitig wollen sie
hohe Summen in den Aufbau rechter Influencer-Netzwerke stecken, um vor
allem junge Menschen für ihre rassistischen Ziele zu gewinnen.

Das alles soll  dem sogenannten „Masterplan“ von Martin Sellner dienen:
Menschen  nicht-deutscher  Herkunft  sollen  trotz  deutschem  Pass  aus
Deutschland ausgewiesen werden und gemeinsam mit allen, die Flüchtlingen
helfen, auf eine „afrikanische Insel“ umgesiedelt werden. Ähnliches planten
die  Nazis  bereits  1940,  als  sie  vier  Millionen  Jüdinnen  &  Juden  nach
Madagaskar deportieren wollten. Die AfD-Bundestagsabgeordnete Gerrit Huy
beteuert, sie träume davon schon lange. Deshalb sei die AfD auch nicht mehr
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gegen die  doppelte  Staatsbürger:innenschaft:  „Denn dann kann man die
deutsche wieder wegnehmen, sie haben immer noch eine.“ Menschen mit
Migrationsgeschichte sollen also bewusst hinters Licht geführt werden, um
sie später von Wahlen auszuschließen und abzuschieben. Ulrich Siegmund,
AfD-Fraktionsvorsitzende  in  Sachsen-Anhalt  ergänzt,  man  wolle  das
Straßenbild  ändern,  ausländische  Restaurants  unter  Druck  setzen  und
Sachsen-Anhalt  „für  dieses  Klientel“  möglichst  unattraktiv  zum  Leben
machen. Was hier passiert, ist die geplante Vertreibung von Millionen von
Menschen,  juristisch  vorbereitet  und  finanziert  durch  das  Kapital  und
gewaltbereiten  Neonazis.

All das ist kein verschwörerisches Treffen ungefährlicher rechter Spinner,
sondern eine reale Bedrohung: Laut aktuellen Umfragen wäre die AfD in
mehreren  deutschen Bundesländern  aktuell  stärkste  Kraft.  Was  hier  von
Neonazis der Identitären Bewegung ausgearbeitet  wurde,  wird durch die
anwesenden AfDler:innen in die Partei getragen und politische Realität – die
Vorbereitungen  darauf  laufen  schon  jetzt.  Im  Hintergrund  werden  hohe
Summen  Geld  locker  gemacht  und  Netzwerke  ausgebaut.  Als  möglicher
Verbündeter wird wohl der ehemalige Chef des Verfassungsschutzes Hans-
Georg  Maaßen  gehandelt,  über  dessen  Parteigründung  schon  länger
spekuliert wird. Über die sozialen Medien sollen bewusst junge Menschen
geködert  werden.  Bereits  jetzt  berichten  Schüler:innen  in  Berlin  von
Neonazis,  die  vor  ihren  Schulen  Flyer  verteilen.
Es ist also allerhöchste Zeit, uns zu organisieren und den Aufstieg rechter
Bewegungen zu verhindern!

Spätestens seit dem NSU, NSU 2.0 & den rassistischen und antisemitischen
Anschlägen von Hanau & Halle ist klar, dass uns der Staat nicht vor rechter
Gewalt schützen kann. Auf Polizei & Verfassungsschutz ist kein Verlass, denn
sie sind selbst durchsetzt von Rechten und setzen rassistische Kontrollen und
Abschiebungen  durch.  Es  ist  unsere  Aufgabe  uns  als  Schüler:innen,
Studierende,  Arbeitende  und  Unterdrückte  dieses  Systems
zusammenzuschließen und Neonazis  den Kampf anzusagen.  Das bedeutet
sowohl,  ihre Demonstrationen zu blockieren und ihre Veranstaltungen zu
stören,  als  auch an Schulen,  Unis  und Betrieben Komitees zu bilden.  In



diesen  können  wir  Besuche  von  Rechten  an  den  Schulen  melden,  uns
vernetzen,  Aktionen  dagegen  planen  &  für  unsere  Sicherheit  sorgen.
Gleichzeitig muss unsere Bewegung die realen sozialen Probleme & Fragen
der Menschen beantworten. Rassismus & weitere Unterdrückungen haben
ihre  Wurzel  im  kapitalistischen  System,  welches  durch  unsere  Spaltung
weiter Profit macht. Deshalb brauche wir ein revolutionär-antikapitalistisches
Programm,  das  für  die  sozialen  Interessen  der  Lohnabhängigen,
Krisengebeutelten  und  Unterdrückten  kämpft,  um  den  Aufstieg  der  AfD
aufhalten zu können.

Für die Zerschlagung des Verfassungsschutz und die
Entwaffnung  der  Polizei-  Wir  brauchen  stattdessen
antifaschistischen  Selbstschutz  durch
Arbeiter:innenmilizen!

Für den Aufbau einer antifaschistischen Einheitsfront
aus allen linken Organisationen und Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse!

Der  3.Weg  –  Faschos  und  wie
man sie bekämpfen muss
von Jona Everdeen, Oktober 2023

Nachdem  die  klassische  Neonaziszene  in  den  2010er  Jahren  vielerorts
geradezu zusammengebrochen war und die NPD mit dem Aufstieg der AfD
komplett an Bedeutung verloren hatte, öffnete sich eine Lücke rechts der
rechtspopulistischen AfD und der halbfaschistischen Pegida-Bewegung: Es
gab keine relevante offen-faschistische Kraft mehr. Diese Lücke versucht nun
der 3.Weg zu füllen.
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Fall der Neonazis und Aufstieg des 3.Weg in
Berlin
In den 90er und 00er Jahren war vor allem Ostberlin stark geprägt von einem
Kampf zwischen linken Autonomen aus ihrer Hochburg Friedrichshain und
Neonazis, die sich vor allem im benachbarten Weitlingkiez in Lichtenberg
sowie in Schöneweide breit gemacht hatten. Diese Neonaziszene war, wie
überall in Ostdeutschland zur gleichen Zeit, in den frühen 90ern in Folge der
Annektion  der  DDR  entstanden  und  setzte  sich  sowohl  aus  aktivistisch
organisierten  Faschist_Innen  der  Kameradschaftsszene  als  auch  aus
Mitgliedern  der  faschistischen  Partei  NPD (und  früher  DVU)  zusammen.
Anders jedoch als in vielen ländlichen Gegenden Ostdeutschlands, kam es in
Ostberlin zu erheblichem Widerstand gegen die Nazis, der maßgeblich dazu
beitrug,  dass  sich  diese  nicht  im selben  Maße  wie  anderswo etablieren
konnten und mit der politischen Krise der Neonaziszene Anfang der 2010er
einfach wegbrachen.  Im Weitlingkiez  und in  Schöneweide erinnert  heute
wenig daran, dass diese Stadtteile mal als „Nazikieze“ bekannt waren.

Doch die Ruhe für Antifaschist_Innen in Berlin war trügerisch, denn waren
auch die alten Nazistrukturen weggebrochen, so waren es ihre Mitglieder
nicht und viele von ihnen organisierten sich einige Jahre später zusammen
mit  jungen  faschistischen  Aktvist_Innen  neu,  in  der  faschistischen
Kleinstpartei  „3.Weg“.

Diese Partei  war aus ehemaligen Resten der  Kameradschaftsszene sowie
abweichenden  NPDlern  entstanden  und  sollte  einen  Neuanfang  für  die
kriselnde faschistische Rechte darstellen.

Zumindest in Berlin gelang ihr das auch. „Register Berlin“, eine Meldestelle
für rechte Vorfälle, ist inzwischen voll mit Meldungen von Aktivitäten des
3.Weg:  Sticker  in  sämtlichen  Bezirken,  vor  allem  in  Ostberlin;  Plakate;
Bannerdrops;  Infostände,  der  3.Weg  hat  es  geschafft,  sich  in  Berlin  zu
etablieren und die Antifaschistische Bewegung schaut ratlos zu und weiß
nicht was sie dagegen tun soll.

In  jüngster  Zeit  kam  es  dann  zweimal  zur  Eskalation:  Während  einer



Antifaschistischen  Demo  durch  den  besonders  von  3.Weg  Aktivitäten
belasteten Ostberliner  Stadtteil  Hellersdorf  kam es  im Juli  dieses  Jahres
zunächst zu Einschüchterungsversuchen auf die Demo und später zu einem
Angriff auf ein linkes Wohnprojekt im Bezirk. Am Tag des CSDs in Berlin
sammelten  sich  30  Faschist_Innen vom 3.Weg am Alexanderplatz,  zogen
stickernd  durch  die  Innenstadt  von  Berlin,  pöbelten  als  queer  gelesene
Personen an, hingen ein Banner mit Parteilogo vor dem Fernsehturm auf und
artikulierten, dass sie abends in die Rigaer Straße ziehen wollen um „Linke
zu klatschen“.  Auch wenn dieses  Unterfangen eine  leere  Drohung blieb,
zeigte  sich  an  diesem Tag doch,  dass  der  3.Weg eine  ernstzunehmende
Gefahr in Berlin geworden ist und es im Moment kaum Kräfte in der Linken
gibt, die in der Lage sind, diese einzudämmen.

Andernorts,  wo  es  wenig  bis  keine  organisierte  Linken  gibt,  dürfte  die
Gefahr, die vom 3.Weg ausgeht sogar noch größer sein. So im sächsischen
Plauen wo sich die  Kleinstpartei  als  relevante politische Kraft  etablieren
konnte und wo auch ihre Parteizentrale liegt.

Doch  welche  Ideologie  vertreten  diese  „Neuen  Neonazis“  die  in
Parteikleidung statt mit Springerstiefel und Bomberjacke auftreten und meist
keine Glatze haben?

Nationale Sozialisten? Das Erbe Strassers
Schon  der  Name  ist  eine  Anspielung  auf  die  klassische  Ideologie  des
Faschismus,  welche diesen als  einen „3.Weg“ zwischen Kapitalismus und
Sozialismus  darstellt.  Eine  Darstellung,  die  freilich  unzutreffend  ist  und
lediglich  dazu  dient,  den  kleinbürgerlichen  Massen,  die  die  Basis  jeder
faschistischen  Bewegung  bilden  und  ja  tatsächlich  zwischen  den
gesellschaftlichen Hauptklassen,  Bourgeoisie und Proletariat,  stehen,  eine
Perspektive zu suggerieren. Ist der Faschismus jedoch erst einmal an der
Macht, entledigt er sich dieser Bewegung und dient einzig und alleine dem
nationalen Großkapital,  wird zu dessen brutaler Diktatur, nach innen wie
nach außen.

In der faschistischen Massenbewegung vor ihrer Machtergreifung können



sich jedoch auch Kräfte bilden, die tatsächlich daran glauben, dass es eine
Alternative sowohl zum Kapitalismus als auch zum Sozialismus gäbe und man
sowohl  das  organisierte  Proletariat  als  auch  die  Bourgeoisie  bekämpfen
könne und müsse.

So Gregor Strasser in der NSDAP, der den „linken“ Flügel der faschistischen
Partei begründete und dabei, vor allem zusammen mit relevanten Teilen der
SA, auch in Opposition zu Hitler stand. Dieser vertrat neben dem für den
Faschismus  typischen  Ultra-Nationalismus,  Antikommunismus  und
Antisemitismus auch eine Art vagen sozialrevolutionären Populismus, nach
dem sich die deutschen Arbeiter_Innen auch gegen das deutsche Großkapital
organisieren  sollten  um  einen  wirklichen  nationalen  Sozialismus  zu
erkämpfen.  Teile  dieses  Flügels  hielten  auch  nach  der  faschistischen
Machtergreifung an ihren sozialrevolutionären Ideen fest: So forderte Ernst
Röhm, Kommandant der SA, Hitler offen heraus, der nationalen Revolution
nun auch die soziale folgen zu lassen. Als Resultat wurde er zusammen mit
anderen  SA-Hauptmännern  ermordet  und  die  SA  als  militanter  Arm der
faschistischen Massenbewegung, die der Faschismus an der Macht nun nicht
mehr brauchte, zerschlagen.

Hier zeigte sich die Unmöglichkeit des kleinbürgerlichen Traums von einem
System  zwischen  Kapitalismus  und  Sozialismus  ganz  praktisch.  Sozialer
Fortschritt  ist  nur  unter  einer  proletarischen  Führung  möglich,  die  den
Kampf für die Aufhebung des Privateigentums an Produktionsmitteln und die
Errichtung  einer  Planwirtschaft  führt,  ein  selbstständig  agierendes
Kleinbürgertum,  das  sich  dieser  nicht  anschließt,  muss  zwangsläufig  der
Großbourgeoisie untergeordnet bleiben.

Nichtsdestotrotz gibt es auch heute noch Kräfte, die den Gedanken Strassers
fortführen, so wie eben der 3.Weg. Dieser hat als zentralen Parteislogan die
Worte  „National.  Revolutionär.  Sozialistisch.“  und  fordert  entsprechend
„Soziale Gerechtigkeit für alle Deutschen“. Dabei unterstützt er zum Beispiel
auch den Volksentscheid „Deutsche Wohnen und Co Enteignen“ mit dem
Hinweis, dass dieser enteignete Wohnraum aber nur für Deutsche sein dürfe,
während  Menschen  anderer  Herkunft  „remigriert“  werden  sollen.  Auch
veranstaltet der 3.Weg in seinen Stützpunkten immer wieder Verteilaktionen



von Kleidung und auch Essen für arme „Deutsche“. Auch Parolen gegen den
Kapitalismus findet man immer wieder beim 3.Weg, statt diesem wird der
„Deutsche Sozialismus“ gefordert.

Diese Haltung kann sich der 3.Weg freilich vor allem leisten, da er sich stand
jetzt im Stadium einer politisch weitestgehend unbedeutenden Kleinstpartei
befindet, sollte er jemals über dieses Stadium herauskommen, wird sich für
ihn unweigerlich die Frage stellen, sich klar und deutlich dem Großkapital
unterzuordnen,  wie  es  auch  die  NSDAP  tat,  oder  gegenüber  anderen
faschistischen Kräften, die dies tun, an Bedeutung zu verlieren und lediglich
deren nützliche Schlägertruppe, aber keine eigenständig relevante politische
Kraft zu sein.  

Wie  kämpfen  gegen  die  faschistischen
Banden?
Da es sich beim 3.Weg, im Gegenteil zum Beispiel zur AfD, tatsächlich um
eine faschistische Kraft  handelt,  wenn auch bislang um eine sehr kleine,
muss  er  entsprechend  bekämpft  werden,  was  bedeutet,  dass
Selbstverteidigungsstrukturen  nötig  sind,  um  uns  vor  Angriffen  der
Faschist_Innen  zu  schützen.  Schließlich  ruft  der  3.Weg  mit  Parolen  wie
„Antifa-Banden zerschlagen!“ oder „Rotfront zerschlagen!“ offen zu Gewalt
gegen uns auf und dass er auch bereit ist diesen Parolen Taten folgen zu
lassen, haben wir bereits gesehen.

Es ist durchaus möglich, dass solche Selbstverteidigungsstrukturen spontan
entstehen, so wie am CSD, als sich Antifaschist_Innen rund um die Rigaer
Straße sammelten, um die Faschos, sollten sie ihre Drohung wahr machen,
dort  abwehren  zu  können.  Auch  beim  Angriff  des  3.Wegs  auf  einen
Regionalexpress der zu einer antifaschistischen Gegendemo unterwegs war,
gelang  es  durch  militanten  Widerstand  zu  verhindern,  dass  die
Angreifer_Innen  in  den  Zug  gelangen  konnten.

Doch auf so ein spontanes Entstehen dürfen wir uns nicht verlassen, gerade
dann wenn wir uns in Regionen befinden, die keine stark verankerte linke
Szene haben. Also im Großteil von Deutschland. Es ist nötig, sich aktiv in



Schulen, Betrieben und im eigenen Viertel zur organisieren und Pläne zu
schmieden wie faschistische Angriffe abgewehrt werden können, sollten sie
passieren.

Der Kampf gegen den Faschismus darf dabei selbstverständlich kein rein
defensiver Verteidigungskampf gegen rechte Angriffe sein.  Er muss auch
beinhalten, die Faschist_Innen proaktiv auf der Straße zu bekämpfen, ihre
Demonstrationen, z.B. durch Blockaden zu verhindern, ihre Versammlungen
zu sprengen und ihre Propaganda zu vernichten.

Gleichzeitig  ist  es  ebenso  nötig,  aufzuzeigen,  dass  die  Antworten  die
Faschist_Innen keine reale Perspektive für Arbeiter_Innen und Jugendliche
bieten können, egal wie sozialrevolutionär sie sich geben, sondern dass diese
um ihre Befreiung zu erkämpfen, in den organisierten Klassenkampf treten
müssen, eben das was Faschist_Innen, ob bewusst oder nicht bewusst im
Dienste des Kapitals, mit aller Gewalt zu verhindern versuchen.

-Kampf  den  3.Weg  und  anderen  Faschist_Innen  –  Für  antifaschistischen
Selbstschutz an Schule, Betrieb und im Viertel!

-Arbeiter_Innen und Jugendliche, egal welcher Nationalität und kultureller
Herkunft,  organisiert  euch  gemeinsam  im  Kampf  gegen  Kapital  und
Faschismus und für Arbeiter_Innenkontrolle im Betrieb, tragt diesen Kampf
auch auf die Straßen in eurem Viertel!

-Im Kampf gegen den Faschismus können wir uns nicht auf den bürgerlichen
Staat  und  seine  Organe  verlassen  –  Für  die  Zerschlagung  des
Verfassungsschutz und die Entwaffnung der Polizei, stattdessen braucht es
Arbeiter_Innenmilizen in denen wir selber für unsere Sicherheit sorgen!



Wahl  in  Italien:  Ist  Italien
wieder faschistisch?
Am Montag war es soweit: Die Prognosen hatten Recht und eine ultrarechte
Koalition hat die absolute Mehrheit bei den italienischen Wahlen erlangt.
Damit löst sie die neoliberale Technokraten-Regierung unter Mario Draghi
ab. Diese Wahlen fanden in einer krassen Krisensituation statt: Nachdem
Italien besonders stark von der Pandemie betroffen war (wir erinnern uns an
die schrecklichen Bilder), schlägt nun mit voller Breitseite die Inflation zu.
Überdies hat auch der Klimawandel große Schäden für Mensch und Natur in
Italien angerichtet.

Klimakrise
Seit 13.09.2022 gilt in Norditalien der Dürrenotstand. Der Fluss Po ist fast
ausgetrocknet, es kommt zu massiven Ernteausfällen, die Gletscher in den
Alpen  schmelzen,  27.000  Hektar  Wald  sind  abgebrannt,  der
Grundwasserstand  s inkt  erhebl ich,  es  kommt  zu  extremen
Überschwemmungen, Menschen, Tiere und Pflanzen sterben. Während der
Bevölkerung der  Zustand am eigenen Leibe  bewusst  wird,  ignoriert  und
schweigt  die  Regierung  seit  Jahren  dazu.  Aber  wie  auch,  wenn  der
Energiesektor auf Erdgasindustrien aufgebaut ist, die eine starke Lobby mit
sich  bringen.  2019  gab  es  einen  Plan  bis  2050  auf  Null-Emissionen  zu
kommen, dafür wurden Prämien auf Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel
und plastikfreie Lebensmittelverkäufe ausgestellt und 55 Milliarden für den
„Green New Deal“ investiert, doch die scheinen verdampft zu sein.

Wirtschaftliche Krise
In  Italien  liegt  die  Inflation  derzeit  bei  9%.  Das  hochverschuldete  Land
schlittert  dabei  weiter  in  eine  wirtschaftliche Rezession.  Dies  war  schon
durch  die  Corona-Pandemie  absehbar  und  wird  durch  die  weltweite
Wirtschaftskrise noch einmal beschleunigt. Schon nach der Finanzkrise 2008
lag die Staatsverschuldung mit 133% (den BIP) weit über dem europäischen
Durchschnitt  und  ist  seitdem  auch  nicht  wirklich  gesunken.  Die  EZB
(Europäische Zentralbank) hat massive Sparmaßnahmen zur Bedingung für
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die  vergebenen  Gelder  gestellt,  z.B.  Privatisierungen,  Lohnkürzungen,
Reformen  der  öffentlichen  Dienste  und  Tarifvertragssysteme  sowie
Einschränkungen der Staatsausgaben. Die offizielle Arbeitslosenquote liegt
bereits  bei  8,4  Prozent,  die  Jugendarbeitslosigkeit  sogar  bei  24  Prozent.
Darüber hinaus sind 3,4 Millionen Arbeitskräfte prekär beschäftigt. Seit der
Pandemie stieg die Zahl der Armen auf 5,6 Millionen. Und wer zwang Italien
als Chef der EZB diese harten „Reformen“ auf? Draghi himself,  der nun
abgewählte  Ministerpräsident  Italiens  von  Februar  2021  bis  zu  seinem
Rücktritt am 21. Juli 2022. Zuvor arbeitete er bei Goldman Sachs und der
Bank Italiens.

Regierungskrise

Die Regierung unter diesem Großkapitalisten setzte sich aus einer Koalition
der  nationalen  Einheit  von  linken,  konservativen  bis  nationalistischen,
rechten Parteien zusammen: Eine populistische Front, die in sich verstritten
war.  Die  Streitpunkte  drehten  sich  darum wie  groß  Hilfspakete  für  die
italienische Wirtschaft  sein sollten oder ob Italien Waffen in die Ukraine
liefern  sollte.  Letztendlich  gelang  es  Draghi  nicht  die  widcrsprüchlichen
Interessen zu vereinen, er trat in zwei Anläufen von seinem Amt zurück und
es wurden Neuwahlen für den 25. September angesetzt.

Vom Versagen  Draghis  und  seiner  Helfer_innen  konnte  die  relativ  neue
Partei „Brüder Italiens“ unter Giorgia Meloni, als die großen Gewinner der
Wahl am stärksten profitieren. Mit 26 Prozent der Stimmen haben sie das
beste Ergebnis eingefahren. Zu den großen Verlierer_innen zählt dagegen
die sozialdemokratische Partito Demokatico, die weniger als 20 Prozent der
Menschen wählten. Im Gegensatz zu den anderen rechten Parteien und auch
der populistischen „5-Sterne-Bewegung“ verhalf Melonis Schachzug, nicht in
die Regierung unter Dragho einzutreten, ihr dazu, sich als einzige Opposition
gegen das verfehlte Krisenmanagement der alten Regierung darstellen zu
können.  Fast  alle  Parteien  der  alten  Regierungskoalition  wurden  2018
gewählt,  weil  sie  versprachen der  Sparpolitik  ein  Ende zu  setzen.  Doch
letztlich arbeiteten sie  alle  mit  dem Menschen zusammen,  der  für  diese
Sparpolitik hauptverantwortlich war und halfen ihm weitere Kürzungen und
Sparmaßnahmen durchzusetzen.



Sieg der Rechten

Um die absolute Mehrheit zu erlangen, schmiedete Meloni ein reaktionäres
Bündnis  mit  der  Lega  (Rechtspopulist_innen)  und  Forza  Italia  (rechts-
konservative  Partei  Berlusconis).  Zusammen  kamen  sie  auf  44%  der
Stimmen.  Die  geringe  Wahlbeteiligung zeigt  jedoch  auch  auf,  dass  viele
Menschen generell vom Regierungssystem enttäuscht zu sein scheinen, oder
es ihnen mittlerweile egal geworden ist, welche Partei die Sparpolitik weiter
durchdrücken wird. Gerade mal 63,8% Wahlberechtige nahmen teil.

Meloni  hat  ihre  politische  Sozialisierung  im  Neofaschismus  Italiens
durchlaufen. Ihre politische Herkunft ist die Movimento Sociale Italiano hat,
welche aus der Verwaltung der durch Hitler besetzten Gebiete in Norditalien
hervorgegangen  ist.  Nach  einem  Marathon  durch  die  faschistischen
Organisationen Italiens versucht sie ihre neue Partei „Brüder Italiens“ nun
als  gemäßigt  darzustellen.  Dabei  unterhält  sie  beste  Verbindung  ins
europäische  rechtsextreme  Milieu,  von  der  spanischen  Vox,  über  die
polnische  PiS,  hin  zur  ungarischen  Fidesz.

Um  das  von  EU-Geldern  abhängige  italienische  Großkapital  nicht  zu
vergraulen,  hat  sie  ihre  ursprüngliche Forderung eines  Italexits  (Austritt
Italiens aus der EU) bewusst hinterm Berg gehalten. Vielmehr beschränkt sie
sich nun darauf, „Italiens nationale Interessen in der EU in Zukunft stärker
durchsetzen“ zu wollen. Gleichzeitig kann die krisengeschüttelte EU auch
nicht  auf  ihre  drittgrößte  Volkswirtschaft  Italien  verzichten,  was  Meloni
andererseits auch Möglichkeiten der Druckausübung gegenüber der EU gibt.

Meloni  verkörpert  ein  ultrakonservatives  Programm.  Sie  will  die
europäischen  Außengrenzen  noch  stärker  abschotten  und  die
menschenverachtenden Hürden für die Migration über das Mittelmeer weiter
erhöhen,  indem  gigantische  Lager  außerhalb  Europas  errichtet  werden
sollen.  Einen großen Fokus legt  sie  auf  ihre  Feindschaft  zum Recht  auf
Abtreibung und Selbstbestimmung von gebährfähigen Menschen über den
eigenen Körper. Bereits vor ihrer Regierungszeit hatte ihre Position zu „Gott,
Familie, Vaterland“ in den Lokalregierungen, an denen die Brüder Italiens
beteiligt  sind,  praktische  Auswirkungen  auf  die  Zugänglichkeit  von



Abtreibungen.  Ebenso  hat  sie  bereits  in  neoliberaler  Manier
Steuergeschenke  für  Unternehmen  angekündigt.

Unklar bleibt, wie stabil das rechte Regierungsbündnis tatsächlich sein wird.
In  einer  zentralen  politischen  Frage  unterscheiden  sich  die  regierenden
Rechten nämlich sehr stark: Die Haltung zum Ukrainekrieg. Während Meloni
klar pro-NATO und pro-Waffenlieferungen an die Ukraine ist, sind Berlusconi
und Salvini alte Buddies von Putin. Da Melonis Partei jedoch mehr Stimmen
erlangte, als die beiden anderen Regierungsparteien zusammen, sollten diese
kaum Möglichkeiten haben, ihre Positionen durchzusetzen. Vielmehr ist zu
erwarten, dass Meloni die beiden mit Regierungsposten ruhigstellt, sodass
diese kein Interesse daran haben, eine Regierung zu blockieren, die ihnen
gute Posten bereitstellt.

Die Regierung Melonis ist klar ultrarechts und stellt eine große Bedrohung
für Arbeiter_innen, Jugendliche,  Migrant_innen, FLINTA und LGBTIA dar.
Obwohl  Meloni  ihre  politischen  Wurzeln  eindeutig  im  italienischen
Faschismus hat, ist es, aufgrund der Abhängigkeit des hochverschuldeten
Großkapitals von ausländischen Geldflüssen, aktuell unwahrscheinlich, dass
sie Italien mit Unterstützung der Bourgeoisie in unmittelbarer Zeit in eine
faschistische Diktatur verwandeln wird.

Versagen der Linken
Die linken Parteien haben allesamt einen riesen Fehler begangen: Nämlich in
Zeiten der Krise in eine vom Kapital geführte Koalition gegangen zu sein.
Dort  hatten sie  nichts  zu melden und konnten nicht  an die  Streiks  und
Proteste auf der Straße anknüpfen. Sie trugen die Politik, die diese Proteste
verursachten  mit  und  haben  sogar  bei  deren  Kriminalisierung  geholfen!
Damit haben sie den Rechten das Feld überlassen und sich das Vertrauen der
Bevölkerung verspielt.

So zum Beispiel beim Angriff auf die Gewerkschaften am 19. Juli 2022. Es
gab Streiks im Logistiksektor gegen Arbeitsplatzverluste, niedrige Löhne und
schlechtere Arbeitsbedingungen, sowie Blockaden von Waffenlieferungen in
die Ukraine. Mehrere Gewerkschaftsfunktionär_Innen und führende Kräfte
aus SI Cobas und USB wurden daraufhin festgenommen und Wohnungen



durchsucht.  Kurz  zuvor  hat  die  Regierung  Draghi  durch  einen
parlamentarischen  Coup  den  großen   Logistikunternehmen  völlige
Straffreiheit für alle Lohndiebstähle bei ihren Zulieferbetrieben gewährt. Sie
hat es legalisiert, den Lohn der Fahrer_Innen zu kürzen oder einzubehalten
und  den  Schutz  des  Arbeitsplatzes  im  Falle  von  Vertragswechseln
abgeschafft.

Dabe i  ha t te  I t a l i en  ma l  e ine  der  g röß ten  und  s tä rks ten  
Arbeiter_Innenbewegungen Europas! Leider ging diese in die linksliberale
demokratische Partei und die Partei der „kommunistischen“ Wiedergründung
über,  die  beide  mit  kapitalfreundlichen  Regierungen  gemeinsame  Sache
machten und so dabei halfen, neoliberale Reformen durchzusetzen.

Perspektive
Die italienische Linke muss aus ihren Fehlern lernen! Es braucht jetzt umso
mehr  eine  unabhängige  Position  der  Arbeiter_innenklasse  ohne  jegliche
Einflüsse  kapitalistischer  Organisationen  oder  Parteien.  Es  braucht  eine
Einheit  aller  Organisationen  der  Arbeiter_innenklasse,  welche  die
Forderungen  der  Arbeiter_Innen  auffängt  und  den  Kampf  gegen  Rechts
organisiert.

Es muss gefordert werden:

– Ende der Sparmaßnahmen!

– Stoppt die Entlassung und passt die Löhne an die Inflation an!

– Vergesellschaftung der Energiekonzerne unter Arbeiter_innenkontrolle!

– Kein Cent, Kein Mensch für die Kriegsindustrie!

– Investitionen in Bildung, Gesundheit, Maßnahmen gegen den Klimawandel
und Ausbau der öffentlichen Infrastruktur!

– Bleiberecht für alle! Stoppt die Abschiebung in außereuropäische Lager!

– Für demokratisch organisierte Selbstverteidigungskomitees von sexistisch
und rassistisch unterdrückten Menschen!



Diese Forderungen können nur gemeinsam erkämpft werden. Dafür braucht
es kein ultralinkes Sektierertum, sondern Druck auf die Gewerkschaften und
die  Sozialdemokratie.  Nur  gemeinsam können  wir  das  Potenzial  unserer
Klasse nutzen und die Rechten vom Thron stoßen. Die kommende Regierung
wird noch heftigere Angriffe auf die Arbeiter_Innenklasse durchführen und
vor  allem  auch  ihre  Organisierung  mit  harten  Mitteln  zu  verhindern
versuchen.  Zudem wurden  durch  die  neue  Regierung  auch  faschistische
Gruppen  ermutigt  mit  mehr  Gewalt  linke,  rassistisch  und  sexistische
unterdrückte  Menschen  anzugrei fen,  wei l  s ie  s ich  in  ihrer
menschenverachtenden Ideologie gestärkt sehen. Wir stehen in Solidarität
mit den Revolutionär_Innen, Arbeiter_Innen und Unterdrückten in Italien!
Auf zum internationalen Klassenkampf gegen Krise und Rechtsruck!

B i l d q u e l l e :  h t t p s : / / w w w . s w r . d e / s w r a k t u e l l / b a d e n -
wuerttemberg/parlamentswahl-italien-reaktionen-bw-100.html

6  Monate  nach  Hanau:  Was
brauchen wir, damit Nazis nicht
mehr morden?
Das ging
am Aktionstag

Am
22.08.2020  sollte  in  der  Stadt  Hanau  eine  bundesweit  organisierte
Demonstration
in Gedenken der Neun Menschen geben, die am 19. Februar 2020 von einem
Faschisten
kaltblütig  ermordet  wurden.  Faschistische  und  rassistische  Gewalt  mit
tödlichem

https://onesolutionrevolution.de/6-monate-nach-hanau-was-brauchen-wir-damit-nazis-nicht-mehr-morden/
https://onesolutionrevolution.de/6-monate-nach-hanau-was-brauchen-wir-damit-nazis-nicht-mehr-morden/
https://onesolutionrevolution.de/6-monate-nach-hanau-was-brauchen-wir-damit-nazis-nicht-mehr-morden/


Ausgang nehmen in Deutschland, Europa und der ganzen Welt immer weiter
zu. Die
Terrorakte von Halle und Hanau bildeten dabei in Deutschland
nur  die  blutige  Spitze  des  Eisberges,  denn  Rassismus  und  damit  auch
Angriffe
auf  Nichtweiße  gehören  generell  zum  kapitalistischen  System.  Diese
Entwicklung
und die mediale Gleichgültigkeit bis hin zur öffentlichen Hetze gegen
Migrant_Innen  zeigen  uns,  wie  sehr  Rassismus  und  die  Aktivitäten  der
Faschist_Innen
bereits zur Normalität in unserer Gesellschaft geworden sind. Dabei ist das
Problem  aktueller  denn  je.  Während  in  Pol izeidienststel len
Hitlerjugendwappen
gefunden  werden  und  rassistische  Cops  beinahe  täglich  Migrant_Innen
schikanieren
und diese verprügeln, in Berlin Neukölln regelmäßig Autos und Geschäfte
von
Migrant_Innen und Linken brennen und die gesamte faschistische Bewegung
sich
immer weiter radikalisiert, üben sich die Machthaber_Innen im Nichtstun.
Sie bezeichnen
diese Fälle als Taten von verwirrten Einzeltäter_Innen und ignorieren
faschistische Netzwerke beim Verfassungsschutz, bei tausenden Bullen und
Soldat_Innen  der  Bundeswehr,  durch  sich  die  Faschist_Innen  weiter
ausbilden  und
bewaffnen können. Damit unterstützen sie diese Entwicklung.

Doch wir
nehmen diese Augenwischerei nicht länger hin!

Wir und
dutzende andere Organisationen und Gruppen, sowie Teile der
Arbeiter_Innenklasse  und  migrantische  Community,  haben  eine  klare
Message:  Wir
lassen  nicht  weiter  zu,  wie  ihr  unsere  Freund_Innen,  Verwandten,



Kolleg_Innen
und  Familien  weiter  misshandelt,  erniedrigt,  verhöhnt,  bespuckt  und
ermordet
werden!

Dafür haben
wir uns allesamt vorgenommen, am 22. August nach Hanau zu mobilisieren,
um zu
zeigen,  dass  wir  niemanden  vergessen  und  wir  erst  recht  niemandem
vergeben
werden. Mit den Angehörigen der Ermordeten wollen wir uns solidarisch
zeigen,
an ihrer Seite stehen und gemeinsam eine Perspektive aufzeigen. Eine
Perspektive in eine Welt, in der niemand mehr Angst vor faschistischen
Mörderbanden haben muss  und es  keine  materielle  Grundlage mehr  für
Rassismus
gibt.

Aufgrund der
derzeitigen Pandemie können Demonstrationen nur mit gut ausgearbeiteten
Hygienekonzepten durchgeführt werden, anders lassen die Ordnungsämter
die
Demonstrationen gar nicht zu.

Die
Organisator_Innen haben sich wochenlang mit der Stadt Hanau und dessen
Bürgermeister verständigt, um das Demonstrationsgeschehen so sicher wie
möglich
für  alle  Teilnehmer_Innen  zu  gestalten.  Bundesweit  wurde  mit  Bussen
mobilisiert
und ein breites Bündnis wollte zwischen 4000 und 10000 Menschen nach
Hanau
bringen, um unser gemeinsames Anliegen kraftvoll, laut und kämpferisch auf
die
Straße tragen zu können.



Doch keine
24 Stunden vor  der  Demonstration  kam dann die  Absage.  Die  Zahl  der
Coronainfektionen
stieg in Südhessen sehr schnell an, sodass sich die Stadt dazu entschlossen
hat, die Demonstration zu verbieten und zwar so kurzfristig, dass es fast
unmöglich  war,  damit  angemessen  umzugehen.  Das  war  ein  Schlag  ins
Gesicht. Ein
Schlag ins Gesicht aller, die sich gegen jeden Widerstand des rassistischen
Staatsapparates  und  unter  Einsatz  ihres  Lebens  im  Kampf  gegen
faschistische  Gruppen
immer und immer wieder dem mörderischen Rechtsruck entgegenstellen, der
unsere
Welt erfasst hat.

Während in
Berlin  20.000  Coronaleugner_Innen  ohne  jede  Sicherheitsmaßnahme und
Masken
unbehelligt laufen dürfen und die Nazis sich überall die Straßen erobern,
greifen bei vielen linken Demonstration die Corona-Schutzmaßnahmen und
unsere
Veranstaltungen werden verboten oder wegen angeblichen Verstößen mit
Polizeigewalt zerschlagen. Wir müssen dieses Demoverbot von Seiten der
Politik
als Angriff verstehen, als ein Manöver im Kampf gegen die Organisierung der
Unterdrückten und Ausgebeuteten und es als solches verurteilen und die
richtigen Schlüsse daraus ziehen!

Die Reaktion
der  Organisator_Innen  darauf  war  enttäuschend.  Sie  fügten  sich  dem
Beschluss
und riefen dazu auf, nicht nach Hanau zu kommen, da man ja nicht zu
Coronarebellen werden wollte. Stattdessen sollte es nur eine zentrale
Kundgebung geben,  welche  per  Livestream bundesweit  übertragen wird.
Dies ist
zwar auch geschehen, ersetzt aber nicht den kollektiven Charakter einer



zentralen  Großdemonstration,  die  so  vielen  verzweifelten  Menschen  die
richtige
Message gegeben hätte. „Wir sind viele und geben nicht auf!“ So eine
Masse hätte andere motiviert, es den Demonstrierenden gleich zu tun, auf
die
Straße zu gehen und sich bestenfalls Revolutionär zu organisieren. Denn nur
als
Massenbewegung können wir den Rechtsruck aufhalten,  die faschistische
Gefahr
beseitigen und den rassistischen Staatsapparat zerschlagen.

Auf die
Absage der Demonstration reagierten jedoch viele linke und migrantische
Gruppen. Sie organisierten daraufhin Demonstrationen und Kundgebungen,
an denen
Tausende teilnahmen, um ihre Solidarität auf die Straßen zu tragen und
möglichst viele Menschen zu erreichen. Allein in Frankfurt fanden 11
verschiedene Kundgebungen und eine Demonstration statt. Ungefähr 4000
Menschen
waren daran beteiligt.

So schön das
auch erstmal klingt, spiegelt es doch den Zustand der Bewegung wider, wenn
es
für einen solchen Tag nicht möglich ist, sich auf eine gemeinsame, zentrale
Aktion zu einigen. Anstatt ein Dutzend voneinander abgespaltene, dezentrale
Aktionen  durchzuführen,  welche  Uneinigkeit  und  eine  geringe  Zahl  an
Menschen
repräsentieren, hätte man sich dazu entschließen sollen, sich die Straßen
konsequent zu erobern. Auch wir wollen keine Corona-Rebellen sein und es
ist
uns schon gar kein Anliegen, die Gefährlichkeit dieser Krankheit
herunterzuspielen. Doch es gibt Anlässe, bei denen wir uns über staatliche
Beschlüsse hinwegsetzen müssen, bei dem Kampf für Geflüchtete, bei
Terroranschlägen,  Massenentlassungen  oder  Gesetze,  die  unsere  Rechte



angreifen.
Der Protest am Samstag wäre ein solcher Anlass gewesen.

Wenn die
Faschist_Innen ohne jede Abstandsregel zu Tausenden marschieren dürfen,
dann
müssen wir uns dieses Recht erkämpfen und dabei staatlichen Widerstand
überwinden und dürfen uns  nicht  von Verboten oder  schwerbewaffneten
Bullen
aufhalten lassen, ansonsten haben wir keine Chance uns weiter aufzubauen
und
den Kampf schon so gut wie verloren!

Wir haben
uns entschieden die Gedenkveranstaltung in Hanau als solche nicht zu stören
und
die  Entscheidung  des  Bündnisses  kritisch  anzunehmen.  Entschlossen,
organisiert
und kämpferisch sind wir aus mehreren Städten nach Frankfurt gefahren und
haben
uns stattdessen an der Aktion um 15 Uhr vor der Hauptwache beteiligt. Dort
konnten wir die Gedenkveranstaltung live miterleben und die Aktivist_Innen
von
Migrantifa und Young Struggle unterstützen. Anschließend fand auch eine
Spontandemo statt, die durch Frankfurt an verschiedenen Kungebungsorten
vorbeilief. Auch die Didfjugend und weitere Antifagruppen stießen hinzu. Ein
Lautsprecherwagen wurde organisiert, von dem aus Reden gehalten wurden.
Die
Aktivist_Innen von Migrantifa haben dort super motivierend moderiert, die
Blöcke haben viel Stimmung gemacht und so konnte die Demo ihre Anliegen
lautstark
auf die Straßen tragen.

Das ist auch
gut  so,  denn  eine  solche  Veranstaltung  sollte  natürlich  nicht  nur  den
Charakter



einer Trauerveranstaltung haben. Denn wenn wir diese Anlässe nicht nutzen,
um
aufzuzeigen, wie wir so etwas in Zukunft verhindern können, wird es solche
Gedenkveranstaltungen noch öfters geben müssen. Das haben wir getan.

Wir sind
auch  mit  Aktivist_Innen  ins  Gespräch  gekommen  und  haben  uns
ausgetauscht  über
Wege, wie der Kampf weitergehen kann. Zusätzlich verteilten wir Flyer über
Rassismus in der Bildung, dem Ursprung in der Klassengesellschaft und dass
wir
diese überwinden müssen, wenn wir Rassismus für immer beenden wollen.

Wir hoffen,
dass wir uns weiter vernetzen und über solche Fragen diskutieren können,
damit
sich trotz Differenzen in der Programmatik eine große Bewegung aufbaut,
die
sich  gegen  Rassismus,  Faschismus  und  dieses  unterdrückerische  System
auflehnt
und in der wir Schulter an Schulter kämpfen können.

Wie kann
das sein?

Permanent
gibt  es  den  Klassenkampf  gegen  uns,  so  ist  jeder  von  Faschist_Innen
ermordete
Mensch, egal ob politisch aktiv oder nicht, ein Betroffener dessen und jede_r
von ihnen hat zwei Täter. Der Mörder, der die Waffe zückt und den
kapitalistischen, rassistischen Staat, der ihn bewaffnet hat. Um ihrer wirklich
in Würde und Ehre zu gedenken, müssen wir jetzt aufstehen und den Kampf
aufnehmen! Um diesen zu gewinnen, müssen sich alle antirassistischen,
antifaschistischen Kräfte in diesem Land, die es wirklich ernst meinen,
vereinen und Widerstand organisieren!



Nur darüber
reden „mal wieder etwas tun zu müssen“ reicht nicht. Wir brauchen
eine klare Perspektive im Kampf gegen den Terror, den unser Staat und
seine
Organe über uns gebracht haben und diese Perspektive wollen wir aufzeigen:

Die
Herrschaftsverhältnisse  in  diesem  System  sind  die  Ursache  der
Unterdrückung  der
Arbeiter_Innenmassen.  Die  Menschen,  die  das  Eigentum  an
Produktionsmitteln
besitzen, nutzen jede Möglichkeit so viel Mehrwert wie möglich zu
erwirtschaften und ihr Kapital zu vermehren. Da passt es ihnen ganz gut,
wenn
die Menschen, die für sie arbeiten, um sich Wohnung und Essen leisten zu
können, sich durch chauvinistische Strukturen wie Rassismus und Sexismus
gegenseitig
bekämpfen,  anstatt  eben die  Ursache ihrer  beschissenen Situation –  das
Privateigentum
– anzugreifen. Zusätzlich können sie diese Spaltungs- und
Unterdrückungsstrukturen  nutzen,  um  PoCs,  Migrant_Innen  und  Frauen
weniger Lohn
zu zahlen und noch mehr Profit zu gewinnen.

Der Staat
ist dabei eine Struktur, die den ideellen Gesamtkapitalisten darstellt. Er
vermittelt zwischen der ArbeiterInnenklasse und der KapitalistInnenklasse,
vertritt jedoch stets die Interessen des Großkapitals, das sehen wir auch,
wenn
durch Steuergelder Konzerne wie Lufthansa, VW und RWE gerettet werden
oder eben
an  rassistischen  Asylgesetzen  und  die  Verstrickung  der  rechtsextremen
Szene bis
tief in die Repressionsorgane hinein. Wir sind damit aber nicht allein! Auf der
ganzen Welt  vertreten die Staaten ihre kapitalistische Klasse und stehen



dabei
im Konkurrenzkampf. Als unterdrückte Klasse haben wir keinen Staat, der
uns
wirklich  vertritt  und  haben  mehr  mit  den  Arbeiter_Innen  in  Bangladesh
gemein
als mit dem Chef der Firma, für die wir arbeiten. Deshalb müssen wir uns als
internationale, unterdrückte Klasse zusammenschließen und dieses System
bekämpfen. Die Arbeiter_Innen müssen auf nationaler Ebene gegen ihren
eigenen
Staat mobilisieren und auf internationaler Ebene gemeinsam vereinen mit
dem
Ziel, eine Gesellschaft aufzubauen, in der die Massen das Sagen haben.

Wie
können wir das erreichen?

Wir müssen
uns organisieren in der Schule, der Universität und natürlich den Betrieben
und
Fabriken,  um  die  Herrschenden  herauszufordern.  Denn  die
Arbeiter_Innenklasse
vereint,  ist  dazu  in  der  Lage,  diesen  Staat  nicht  nur  herauszufordern,
sondern
ihn auch zu stürzen und dafür setzen wir uns ein.

Um uns dafür
einzusetzen,  ist  uns  Jugendlichen  klar,  dass  wir  uns  schon  so  früh  wie
möglich
organisieren müssen, um uns zu schulen und für den Kampf im Betrieb
vorzubereiten, damit wir dann als Erwachsene das Erlernte im Betrieb und
auf
der Straße einsetzen können. Aber nicht nur als Erwachsene müssen wir
kämpfen,
als  Jugendliche  erfahren  wir  auch  eine  strukturelle  Unterdrückung  im
System, dagegen
müssen wir uns unabhängig organisieren und den Schulterschluss mit den



Arbeiter_Innen im Klassenkampf suchen.

Letztendlich
kann dieses Regime nämlich nur durch eine Revolution gestürzt werden,
damit wir
uns zu einer klassenlosen, kommunistischen Gesellschaft weiterentwickeln
können, in der es dann wirklich keinen Rassismus oder andere Formen des
Chauvinismus mehr geben wird.

Und genau
deshalb laden wir alle Jugendlichen, die diesen Kampf zu führen bereit sind,
dazu  ein,  sich  uns  anzuschließen.  Denn  gewinnen  können  wir  nur
zusammen!  

Wir stellen
dabei folgende Forderungen gegen Rassismus auf:

– Kein
Vergeben, kein Vergessen, für eine lückenlose Aufklärung der Terrorangriffe
von
Rechten,  für  die  Aufdeckung  rassistischer  und  faschistischer  Netzwerke
durch
von der unterdrückten Klasse gewählten Strukturen. Dem Staat können wir
dabei
nicht trauen

– Es gibt
kein Recht auf Nazipropaganda! Springer&Co enteignen, Nazis blockieren!

– Wir lassen
uns nicht Spalten! Volle Staatsbürger_Innenrechte für alle, wo sie gerade
leben! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

-Weg mit
allen rassistischen Asylgesetzen! Weg mit den „Sonderdeals“ zur
Abwehr der „Flüchtlingsströme“! Für offene Grenzen und sichere
Fluchtrouten!



-Festung
Europa  zersch lagen!  Weg  mi t  Frontex  und  a l len  anderen
Grenzschutzeinheiten!  Für
die Vereinigten sozialistischen Staaten Europas!

-Gegen
Geflüchtetenlager!  Für  dezentrale  Unterbringung!  Enteignung  von
leerstehendem
Wohnraum  und  massive  Investitionen  in  sozialen  Wohnungsbau  für
Geflüchtete!

-Kein
Vertrauen in den Staat! Für das Recht auf Selbstverteidigung gegen rechten
und
p o l i z e i l i c h e n  T e r r o r !  F ü r  d i e  O r g a n i s i e r u n g  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen
der  Unterdrückten  gemeinsam  mit  den  Organisat ionen  der
ArbeiterInnenklasse,
Migrant_Innen und anderer unterdrückter Gruppen!

— Für den
Aufbau  einer  antikapitalistischen,  antifaschistischen,  internationalen,
multiethnischen
Arbeiter_Innenbewegung

Für die
sozialistische Revolution!

Hoch die
internationale Solidarität!



Rechter  Mob  marschiert  in
Chemnitz – wie kann er gestoppt
werden?
Svenja Spunck
Rund 5000 Rechte zogen am Montag, den 25. August, durch Chemnitz. Der
von  Nazis  und  extrem  nationalistischen  Gruppierungen  organisierte
Aufmarsch und der Mob von mehr als die 800 gewaltbereiten Neonazis, die
am  Sonntag,  den  24.  August,  randalierten,  ist  eine  schockierendes
Warnsignal.  Die  Rechten  zogen  von  der  Polizei  unbehelligt  durch  die
Chemnitzer Innenstadt. Videos, die in den sozialen Netzwerken viral gingen,
zeigten an beiden Tagen Angriffe auf migrantisch aussehende Menschen und
einen riesigen Nazi-Mob, aus dem unverhohlen der Hitler-Gruß gezeigt und
rassistische Parolen skandiert wurden. Die Polizei verhielt sich weitgehend
passiv, obwohl sie selbst mit Flaschen angegriffen wurde.
Anlass für die Versammlung der Neonazis war der Tod eines 35 Jährigen, der
in einem Streit am Sonntag erstochen wurde. Die rechte Szene verbreitete
online das Gerücht, es handele sich um ausländische Täter, gegen die man
auf die Straße gehen müsse. Als Organisatoren traten die AfD, Pro Chemnitz
und  die  Hooligans  von  Kaotic  Chemnitz  auf,  unter  denen  sich  auch
Kameradschaftler  befinden.
Während nach dem G20-Gipfel in Hamburg der gerade 18-jährige Italiener
Fabio V. fünf Monate lang in Untersuchungshaft saß, obwohl er den ihm
vorgeworfenen Steinwurf nicht einmal ausgeführt hatte, marschieren dem
sächsischen  Verfassungsschutz  bekannte  Rechtsextremisten  unbehelligt
durch Chemnitz und jagen MigrantInnen. Die einen meinen, die Polizei sei
überfordert gewesen. Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer
(CDU) und dessen Innenminister Wöller (CDU) bilanzierten die Arbeit der
Polizei bei der Pressekonferenz heute jedoch als „verdammt gut“. Ähnlich
wie schon beim Gedenkmarsch für den Faschisten Rudolf Hess im Zentrum
Berlins wird also nicht das Verhindern, sondern das Ermöglichen rechter
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Aufmärsche  als  erfolgreiche  Polizeiarbeit  gesehen.  Wäre  nicht  erst  vor
kurzem der NSU-Prozess mit milden Strafen für einen marginalen Teil der
rechten  Terrorgruppe  und  ohne  Aufarbeitung  der  Rol le  des
Verfassungsschutzes  zu  Ende  gegangen,  wäre  man  vielleicht  überrascht
gewesen von dieser Bilanz. Doch spätestens seitdem bekannt wurde, dass
LKA-Mitarbeiter, wie „der Maik“ mit dem schwarz-rot-gelben Fischerhut, in
ihrer Freizeit an Pegida-Demonstrationen teilnehmen, darf man nicht mehr
nur davon ausgehen, dass die Polizei auf dem rechten Auge nur blind sei.
Mehr noch: Hier ist eine schrittweise Verankerung der extremen Rechten in
staatlichen Strukturen zu beobachten, wie auch die kürzlich aufgedeckten
Gespräche des Verfassungsschutz-Chef Maaßen mit mehreren Abgeordneten
der  AfD  belegen.  Wenn  die  Regierung  also  heute  davon  spricht,  das
Gewaltmonopol zurück an die Polizei geben zu wollen, dann bedeutet das
mittelfristig nichts  anderes,  als  rechtsextreme Gewalt  dann halt  staatlich
legitimiert ausführen zu lassen.

Warnschuss
Die Ausschreitungen in Chemnitz sind ein weiterer Warnschuss für die Linke
in Deutschland. Bereits Anfang 2016 hatten rund 200 Neonazis den Leipziger
Stadtteil  Connewitz angegriffen und in Schutt und Asche gelegt. Dass es
solche Märsche nicht nur in Ostdeutschland gibt,  zeigten die „Hooligans
gegen  Salafisten“  bereits  2014  in  Köln.  Dennoch  ist  die  strukturelle
Benachteiligung der neuen Bundesländer bis heute ein reales Problem in
Deutschland, das sich die Rechte vor allem in den ländlichen Gegenden und
„abgehängten“ kleineren oder mittleren Städten zu Nutzen macht und die
Angst  vor sozialem Abstieg kanalisiert.  Kein Wunder,  dass vor allem die
Pegida-Bewegung aus Dresden kommt, deren Hauptfeind Angela Merkel und
muslimische Geflüchtete sind.
Die Schwäche der Linken kam am Wochenende in Chemnitz zum Vorschein.
Gegen die spontan bundesweit mobilisierte Nazi-Demo traten gerade einmal
1000 Gegendemonstranten auf. Immer wieder durchbrachen die Nazis die
Ketten der Polizei und griffen GegendemonstrantInnen und JournalistInnen
an. Der Chemnitzer Linke-Vorsitzende Tim Detzner meinte, „Die Jagdszenen
auf Menschen, die nach Ausländern aussehen, machen uns Angst. Wir wollen



zeigen,  dass  Chemnitz  ein  anderes  Gesicht  hat:  weltoffen  und  gegen
Fremdenfeindlichkeit“.
Die  Angst  ist  berechtigt.  Entscheidend  ist  aber  die  Frage,  wie  wir  ihr
begegnen, wie wir auf die rechte Gefahr antworten, wie wir den Nazis und
RassistInnen  das  Fürchten  lernen.  Der  Aufbau  einer  breiten
antifaschistischen  Einheitsfront  der  Linken,  der  Gewerkschaften,  der
ArbeiterInnen-  und  MigrantenInnenorganisationen  in  Sachsen  und
bundesweit  ist  das Gebot der Stunde. Dazu gehört auch der Aufbau von
organisiertem Selbstschutz für unsere Demonstrationen und Aktionen, zur
Verteidigung von Unterkünften, linken Zentren und Versammlungsräumen.
Dieses Mal  sind die Neonazis  „nur“ durch die Innenstadt  gezogen,  doch
schon, dass dieser Aufmarsch ungehindert ablaufen konnte, wird sicherlich
viel  Selbstvertrauen  in  ihren  Strukturen  ausgelöst  haben.  Um  sich  vor
schwereren Übergriffen schützen zu können, darf kein falsches Vertrauen in
die Polizei oder den Staat bestehen. Wir haben gesehen, wie schnell und
effektiv sich die Rechte bundesweit organisieren kann und es ist Zeit, dem
etwas entgegen zu setzen. Gegen Naziaufmärsche helfen keine pazifistischen
Reden  und  keine  Sitzblockade.  Zur  Zerschlagung  ihrer  Strukturen  ist
antifaschistische Gegenwehr angesagt – militant, organisiert und massenhaft.
Gegenwehr, deren Strukturen dort verankert sind, wo wir leben und arbeiten
– im Stadtteil, an den Schulen und Unis, im Büro und im Betrieb. Gegenwehr,
die gegen die bundesweite Mobilisierung der Nazis zu „Brennpunkten“ auch
schnell und effektiv ebenso bundesweit mobilisiert.

+++  Antifaschist  in  Athen
ermordet +++
Pavlos  Fyssas,  ein  34jähriger  griechischer  Antifaschist,  auch bekannt  als
Rapper „Killah P“, wurde letzte Nacht in Athen erstochen. Er war mit ein
paar  Freunden  im  Viertel  Piraeus  unterwegs,  als  ihn  eine  Gruppe  von
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FaschistInnen entdeckte. Sie jagten ihn die Straße hinunter, an deren Ende
zehn  weitere  AngreiferInnen  auftauchten  und  Pavlos  umzingelten.  Kurz
darauf  hielt ein Auto neben ihnen, der Fahrer stieg aus und stach ihm ein
Messer ins Herz und in den Unterleib.

Während  des  gesamten  Szenarios  war  die  DIAS  (griechische
Polizeieinheit mit Motorrädern) anwesend, die jedoch erst einschritt, als die
meisten der AngreiferInnen schon geflüchtet waren. Zwar wurde der Mörder,
der  sich  zur  neo-faschistischen  Partei  Chrysi  Avgi  („Goldene
Morgenröte“)bekennt,  festgenommen  und  hat  seine  Tat  auch  schon
gestanden, der Krankenwagen erschien aber erst nach 35 Minuten und im
Krankenhaus  von Nikea  konnte  nur  noch Pavlos  Fyssas’  Tod festgestellt
werden.

Dieser  Vorfall  zeigt  eines  deutlich:  Die  FaschistInnen  in  Griechenland
machen vor nichts mehr Halt und der Staat ist auf dem Rechten Auge blind.

Kein  Wunder,  denn  die  Hälfte  aller  EinsatzpolizistInnen  gibt  offen  ihre
Sympathien für Chrysi Avgi zu! Bereits letzte Woche wurden in derselben
Gegend  schon  Mitglieder  der  KKE  (Kommunistische  Partei)  brutal
angegriffen,  alles  unter  Billigung  der  Polizei.

All das sind keine „besonders schlimmen Einzelfällen“, es ist mittlerweile
Alltag in Griechenland. In öffentlichen Verkehrsmitteln, auf dem Weg nach
Hause oder zur Arbeit werden linke AktivistInnen, GewerkschafterInnen und
vor allem MigrantInnen bedroht, angegriffen und terrorisiert.

Obwohl es auch vorher schon deutlich genug war,  zeigt Pavlos Tod, wie
notwendig  die  Organisierung  von  Selbstverteidigung  gegen  die
FaschistInnen ist. Schon als unsere Solidaritätsdelegation von REVOLUTION
letzten  Juli  in  Athen  war,  nahmen  wir  an  einer  überwältigenden
Demonstration pakistanischer MigrantInnen teil, deren Bezirk pogromartig
angegriffen  wurde.  Schon  damals  zeigten  die  Baseballschläger,  die  die
DemonstrantInnen dabei hatten, dass sie um ihr Leben fürchten und bereit
sind, es zu verteidigen.
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Aber was tut die Linke Griechenlands? Die Meinungen sind geteilt. Einige
Gruppen  organisieren  Demonstrationen  und  Antirassismus-Konferenzen,
andere wiederum behaupten, die FaschistInnen verlieren immer mehr an
Einfluss  und  seien  kaum  noch  ernst  zu  nehmen.  Wir  nehmen  eine
faschistische Partei,  die nach Umfragen die drittpopulärste im Lande ist,
ernst. Aber noch ernster nehmen wir die Forderungen all derer, die unter
ihnen zu leiden haben.

Die Zeit der moralischen Empörung und der symbolischen Demonstrationen
ist vorbei!

Was wir brauchen in Griechenland sind Selbstverteidigungsstrukturen, die
von  allen  Gewerkschaften,  linken  und  migrantischen  Organisationen  und
Parteien organisiert werden, allen voran SYRIZA.

Die  Instanzen  des  bürgerlichen  Staates  bieten  keinen  Schutz  mehr  vor
solchen Angriffen, weil sie selbst darin involviert sind. Erneut wird deutlich,
dass der Kapitalismus keine Lösungen für solche Probleme bietet, weil er
selbst das Problem ist!

Während  in  den  Medien  darüber  spekuliert  wird,  ob  Chrysi  Avgi  ein
möglicher  Koalitionspartner  für  Nea  Dimokratia  wäre,  werden  unsere
GenossInnen  von  ihnen  auf  der  Straße  ermordet.

Seit heute morgen finden in Griechenland Demonstrationen statt, gleichzeitig
gibt  es  eine  erneute  Streikwelle.  Diese  müssen  vorangetrieben,  ein
unbefristeter Generalstreik muss von den Gewerkschaften organisiert und
der  Sturz  der  Regierung  voran  getrieben  werden!  Die  Situation  in
Griechenland schreit nach einem revolutionären Umsturz und einem Ende
der Knechtschaft durch die herrschende Bourgeoisie.  Alle fortschrittlichen
und revolutionären Kräfte müssen die sich entladende Energie bündeln und
zu Macht verwandeln. Nur so können sie den Menschen wirklichen helfen,
und den Weg zu einer gerechten Zukunft ebnen!

Wir solidarisieren uns mit den AntifaschistInnen und AntikapitalistInnen in
Griechenland,  die  auf  der  Straße  sind  um  ihre  Trauer  und  ihre  Wut
auszudrücken!



Wir unterstützen euch, bei euren Bestreben, diesem menschenunwürdigen
System ein Ende zu machen!

ONE STRUGGLE – ONE FIGHT!

Ein Artikel von Svenja Spunck, REVOLUTION Berlin

Griechenland:  Massenaktion
gegen den Rassismus!

Genoss_innen aus Großbritannien und
Österreich tragen ein Transparent mit
der Aufschrift „Greece Solidarity 2012“

Am 24.8. fand in Athen eine Demonstration statt, um gegen die regelmäßigen
rassistischen Übergriffe zu protestieren. Die Angriffe kommen sowohl von
der faschistischen Partei Chrysi Avgi (goldene Morgenröte), als auch von der
Polizei  (laut  Umfragen  haben  bei  den  letzten  Wahlen  über  50%  der
Polizist*innen Chrysi Avgi gewählt). Erst Anfang August wurden im Zuge der
Aktion „Xenios Zeus“ 6500 Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe verhaftet,
auf Verdacht sie könnten illegale Einwanderer*innen sein. Von diesen 6500
Menschen sollen nun 1500 abgeschoben werden.

Laut Polizeiberichten fanden sich etwa 3000 Menschen auf dem Omounia
Platz ein, um gegen Faschismus und Polizei zu demonstrieren. Wer dort war,
weiß allerdings, dass die Zahl der Teilnehmer*innen in Wirklichkeit mehr als
3 mal so groß war.

Wir von REVOLUTION waren mit einer Solidaritätsdelegation aus England
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und Österreich  auch auf  der  Demo.  Damit  waren wir  eine  der  wenigen
Organisationen,  die an dem Tag auf der Straße waren.  Bis auf Antarsya
waren die anderen Arbeiter*innenparteien nicht oder nur als Einzelpersonen
auf der Demonstration trotz ihrer Unterschrift unter dem Aufruf.

Der  Großteil  der  Demonstrant*innen  waren  Migrant*innen  aus  Pakistan,
Bangladesh und Indien, da deren Community über die Immigrant Workers
Union zentral für die Organisierung des Protests verantwortlich waren. Es
waren kaum Frauen auf der Demonstration, erst bei genauerem Hinsehen
konnte man einige wenige in der Menge erkennen. Das liegt daran, dass ein
Großteil  der  griechischen  Migrant*innen  Männer  sind.  Auf  der
Demonstration  waren  neben  Frauen  auch  sehr  wenige  Griech*innen,
diejenigen die anwesend waren, waren meistens von linken Organisationen,
die  die  Demo unterstützten.  Wir  von  REVOLUTION verteilten  Flyer  und
Zeitungen, die uns förmlich aus den Händen gerissen wurden. Dies zeugt
vom  Hunger  der  griechischen  Migrant*innen  nach  Antworten  auf  die
rassistische  Hetze  und  Gewalt  die  sie  täglich  erfahren.  Auch  wenn  die
Faschist*innen  natürlich  eine  enorme  Gefahr  darstellen,  haben  die
Migrant*innen mit  denen wir  über  ihre  Erfahrungen geredet  haben,  uns
gesagt, dass die Diskriminierung und Terrorisierung durch die Polizei für sie
das größere Problem darstellt.

Wir glauben, dass einer der wichtigsten Kernforderungen in diesem Fall das
O r g a n i s i e r e n  v o n  S e l b s t v e r t e i d i g u n g s e i n h e i t e n  d e r
Migrant*innencommunities  gemeinsam  mit  linken  Aktivist*innen  und
Vertreter*innen der Arbeiter*innenbewegung sein muss um Migrant*innen,
Linke und Homosexuelle vor Übergriffen durch Polizei und Faschist*innen zu
schützen.  Diese  Komitees  sollten  regional  nach Bezirken und Stadtteilen
organisiert  sein,  Nachtpatrouillen stellen und bewaffnet  sein.  Aus diesen
Strukturen  können  sich  Einheiten  entwickeln,  die  Demonstrationen  und
Streiks der Arbeiter*innenbewegung schützen können und auch die Rolle
einer Vorstruktur für Arbeiter*innenmilizen darstellen. Es ist offensichtlich,
dass die griechische Linke dieser Aufgabe noch nicht gerecht wird.

Die Vertreter*innen der linken Organisationen (Syriza, Antarsya) mit denen
wir uns unterhalten haben, geben meist nur den parlamentarischen Kampf



gegen die Faschist*innen oder das Organisieren von Demonstrationen als
Antwort, praktische Ansätze wie man die Gewalt gegenüber Migrant*innen
aufhalten soll gibt es bei ihnen kaum.

Die Anarchist*innen von denen einige an der Demonstration beteiligt waren,
liefern sich zwar ab und zu Kämpfe mit den Faschist*innen bei denen die
Faschos meistens den Kürzeren ziehen, haben jedoch kein Konzept ihren
Widerstand auf eine breite Massenbasis auszuweiten.

Die Demonstration an sich war sehr laut und kämpferisch,  es gab keine
Auseinandersetzungen mit der Polizei und generell war ein verhältnismäßig
kleines  Polizeiaufgebot  anwesend.  Nach  der  Abschlusskundgebung  am
Syntagma  Platz  verließen  viele  als  Demonstrationszug  die  Kundgebung.
Diese  Demonstration  war  eine  der  größten  antifaschistischen
Mobilisierungen  in  Athen  in  den  letzten  Wochen.

Bericht der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION in Athen

Nazis blockieren – aus Dortmund
verjagen  –  Gegenwehr
organisieren!

Auch  dieses  Jahr  wollen  die
Faschisten versuchen in Dortmund
aufzumarschieren  –  auch  dieses
Jahr  werden  wir  uns  ihnen
entgegenstellen!
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Faschos  marschieren  am  sogenannten  „Nationalen  Antikriegstag“  in
Dortmund.  Auch  dieses  Jahr  wollen  sie  den  Beginn  des  größten
Vernichtungskrieges  der  Geschichte  am  1.  September  1939  feiern.  Das
wollen wir verhindern. Wir wollen auch für die Zukunft klar machen, dass sie
niemals  und  nirgendwo  marschieren  können,  sondern  dass  sie  sich  auf
unsere Gegenwehr verlassen können – und dass wir uns dabei nur auf unsere
eigenen Kräfte verlassen können.

Wenn  wir  in  den  letzten  Monaten  etwas  über  Polizei,  Staats-  und
Verfassungsschutz  gelernt  haben,  dann  eines:  Diese  Organisationen
bekämpfen die Nazis nicht, sie schützen niemanden vor Nazi-Gewalt. Sie sind
selbst  durchsetzt  von  Faschos  und  das  ganze  Ausmaß  der  Verstrickung
zwischen  Nazi-Terrorgruppen  und  Behörden  wird  niemals  offengelegt,
sondern  mit  Lügen  und  Geheimnistuerei  verschleiert.

Zwar hat  die  Landesregierung am 23.  August  drei  Kameradschaften
verboten und eine Razzia gegen sie geführt – doch der Staat verhindert

nicht,  dass  Nazis  regelmäßig  Migrant_innen,  Linke  oder  Homosexuelle
überfallen – zuletzt am 6. August in Dortmund. Nazis werden noch nicht
einmal für Mordversuche angemessen bestraft. Stattdessen kommen sie mit
milden  Strafen  davon  oder  werden  mit  abenteuerlichen  Begründungen
freigesprochen.  So  behauptete  ein  Gericht,  der  angeklagte  Nazi  habe in
Notwehr  gehandelt,  als  er  am  1.  Oktober  2011  einen  unbewaffneten
Antifaschisten in Riegel mit dem Auto angefahren und schwer verletzt hatte!

Darum sagen wir: Vor Nazis müssen wir uns selber schützen – Nazis von
der Straße jagen – bei Faschoangriffen Gegenwehr organisieren!

Geht am 1. September auf die Straße, um die Nazis aus Dortmund zu werfen!
In  Dortmund  existiert  eine  der  stärksten  Naziszenen  Deutschlands.
Kameradschaften,  rechte  Hools,  autonome  Nationalisten,  NPD,  DVU,
Republikaner,  Pro  NRW und  andere  nationalistische  Gruppen  –  für  den
„Nationalen Antikriegstag“  ziehen sie  alle  an einem Strang.  Machen wir
diesem Treiben ein Ende!

Vertraut nicht dem Staat, organisiert die soziale Revolution
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Kundgebung  gegen  das
Campverbot

Von  den  SPD-geführten  Regierungen  wurde  diese  Gefahr  jahrelang
geleugnet.  Mit  der  Einsetzung  des  neuen  Polizeipräsidenten  Norbert
Wesseler kam ein „Kurswechsel“. Er ist ein selbsternannter Antifaschist –
und das bedeutet in Wirklichkeit: Das „Demonstrationsrecht“ der Nazis will
er schützen, dem Antifa-Camp spricht er den Charakter einer politischen
Versammlung ab. Es soll daher verboten werden! Antifaschist_innen müssen
wie üblich mit massiver Repression und Außerkraftsetzung des gesetzlichen
Demonstrationsrechtes rechnen. Den Faschos hingegen wird der Weg frei
geprügelt, damit sie ihre reaktionäre Hetze auf die Straße tragen können!

Deutsche Polizisten schützen die
Faschisten mit allen Mitteln!

Wir sollten nie auf den bürgerlichen Staat vertrauen, wenn er vorgibt, die
Nazis zu bekämpfen – denn meist tut er das Gegenteil! Und wenn nötig, sind
ihm  Nazi-Terrorbanden  willkommene  Helfer,  um  Bedrohungen  von  links
auszuschalten. Dass dies auch heute noch so ist, zeigt die Entwicklung in
Griechenland:  Gemeinsam greifen  Nazis  und  Bullen  Migrant_innen  an  –
verfolgt  werden  Nazis  nicht,  denn  die  Hälfte  der  Polizisten  sind  selbst
Anhänger der Nazi-Partei „Goldene Morgenröte“.

Um Nazis wirklich zu besiegen, müssen wir ihnen die politische Grundlage
entziehen –  denn sie  stellen  sich  als  scheinbar  radikale  Alternative  zum
kapitalistischen Krisenprogramm, zu Verarmung und Prekarisierung dar –
und richten ihr  reaktionäres  rassistisches  Programm an Jugendliche  und
durchaus auch an Arbeiter_innen. Sie können nur gewinnen, wenn die Linke
nicht  selbst  eine  wirkliche  Alternative  zum  kapitalistischen  Ruin,  zu
Sparpolitik  und  Verarmung  anbietet!

Keine bürgerlichen Bündnisse – für die Arbeitereinheitsfront
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Aus diesem Grund beteiligen wir uns nicht an Bündnissen gegen Rechts,
wenn diese selbst konservative Kräfte umfassen. Ihre Stellungnahmen und
Aktionen richten sich nicht nach den Erfordernissen des Kampfes, sondern
danach, was für bürgerliche „Partner“ gerade noch „tragbar“ ist.

CDU, FDP und die Kirche sind keine Bündnispartner im Kampf gegen Nazis,
sondern  erst  ihre  rechte,  arbeiterfeindliche,  kapitalistische  und
imperialistische Politik  bereitet  den Nährboden,  auf  dem der Faschismus
wächst! Wo bürgerliche oder „Volksfront“- Bündnisse sich „Antifaschismus“
auf die Fahnen schreiben, tun sie alles,  um wirkungsvolle,  entschlossene
Aktionen zu vermeiden: Lichterketten, Gottesdienste oder Demokratiefeste
sind  keine  Kampfmittel  gegen  Nazis  –  stoppen  können  wir  sie  nur  mit
Demonstrationen, Blockaden und Selbstverteidigungskomitees.

Die  Unmöglichkeit  eines  Bündnis  mit  bürgerlichen  Kräften  wird  auch
offensichtlich,  wenn diese  ihre  Aktivität  als  „Kampf  gegen Extremismus“
ausdrücken – darunter kann man zwar Nazis verstehen, tatsächlich richtet
s ich  diese  Floskel  aber  immer  zuerst  gegen  uns,  Linke  und
Antikapitalist_innen.  Denn  bürgerliche  Regierungen  tolerieren  seit
Jahrzehnten die Existenz von Nazi-Gruppen in Deutschland, solange diese
nicht „über die Stränge schlagen“ (wie zuletzt geschehen).

Ob hier oder in Griechenland – für
d i e  a n t i f a s c h i s t i s c h e
Arbeitereinheitsfront!

Im Kampf gegen linke Organisationen nutzen sie dagegen jeden Spielraum,
hebeln Grundrechte aus und genieren sich nicht, dabei auch regelmäßig von
Gerichten  zurechtgewiesen  zu  werden.  Unsere  Alternative  zu
Volksfrontbündnissen, aber auch zur Taktik der autonomen Bewegung, den
entschlossenen Antifaschismus zur Domäne kleiner Gruppen zu machen, ist
die Schaffung einer Einheitsfront der Arbeiterklasse, der MigrantInnen, der
Jugend. Letztlich richtet sich der Faschismus nämlich genau gegen diese. Er
ist nicht „nur“ ein reaktionäre, rassistische Bewegung neben vielen anderen
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– sondern eine zur Zerschlagung der organisierten Arbeiterbewegung. Daher
rufen wir die Gewerkschaften, alle Arbeiterparteien und Organisationen dazu
auf, den Nazis mit allen Mitteln und organisiert entgegenzutreten.

Wir wollen den Faschisten jede Tribüne entziehen – auf der Straße, aber
auch an Schulen, Unis, in den Betrieben, im Wohnviertel. Der Kampf gegen
Nazis ist die Aufgabe der Arbeiter_innen, der unterdrückten Jugend und aller
linken Organisationen. Er muss verbunden werden mit dem Kampf gegen
Krisenabwälzung, Arbeitslosigkeit, Sozialabbau! Daher ist jeder Kampf gegen
„Bankenrettung“,  gegen „Sparpakete“  in  Deutschland,  Griechenland oder
Spanien  –  und  ganz  besonders  jeder  Erfolg  in  der  internationalen
Vereinigung  dieser  Kämpfe  –  auch  ein  Schritt  im  Kampf  gegen  Rechts!

Macht  den  „Nationalen  Antikriegstag“  zum  Desaster  –  mit  allen
Mitteln: Blockieren, verhindern!
Für die Durchsetzung unseres Demonstrationsrechtes! Verteidigung
von Demonstrationen und Camp!
Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter_innen, MigrantInnen und
Jugendlichen und allen, die von Nazi-Gewalt bedroht sind!
Zerschlagt Nazi-Gruppen und Verfassungsschutz!
Kampf  gegen  Krise  und  Sparprogramm  verbinden  mit
antifaschistischem Kampf – international!
Unterstützt die Proteste in Griechenland – dort sind Nazis eine noch
weitaus größere Gefahr!

24. August bis 2.September | Antifa Camp| Dormtund |  AZ Mülheim

1.  September  |  Blockaden  und  Demonstrationen  gegen  den
Naziafumarsch  |  Dortmund

Wenn du oder ihr gemeinsam mit REVOLUTION nach Dormtunf fahren wollt,
dann meldet euch unter germany[ät]onesolutionrevolution.de!

http://www.antifacamp.org/
http://dortmundquer.blogsport.de/allgemein/
http://dortmundquer.blogsport.de/allgemein/


Naziaufmarsch  in  Hamburg  –
Der  Staat  zeigt  abermals  sein
Gesicht

In  Hamburg wurde den
Faschisten  mit  einer
e r f o l g r e i c h e n
Massenmobil isierung
begegnet...

Am 2. Juni versammelten sich ca. 500 Nazis in Hamburg um auf einer 4 km
langen Strecke ihren menschenfeindlichen Terror auf die Straße zu tragen.
Dagegen  beteiligten  sich  mehr  als  6000  Antifaschist_innen  an  einer
Demonstration die darauf abzielte die Faschist_innen zu blockieren, nachdem
sich mehr als 10´000 Menschen an einer von dem bürgerlichen Bündnis
„Laut gegen Nazis“ organisierten Kundgebung beteiligten.

Als Antifaschist_innen, dann aber praktisch versuchten den Nazis entgegen
zu treten wurden sie  von insgesamt mehr als  4400 Polizeikräften brutal
angegriffen.  Dabei  kamen  neben  Schlagstöcken  und  Pfefferspray  auch
Wasserwerfer  und  Reiterstaffeln  zum  Einsatz.Trotz  massiver  Repression
konnten die Faschist_innen mehr als 2 Stunden durch unzählige Blockaden
und Barrikaden aufgehalten werden, bis die Polizei entschied die Nazis auf
einer anderen Route zu eskortieren.

Trotz  dieses  gemeinsamen  Manövers  der  Polizei  und  der  Faschist_innen
schafften es ca. 500 Menschen auch die neue Route zu blockieren. Allerdings
wurde  dieser  Versuch  der  Antifaschist_innen,  nach  dem die  Polizei  ihre
Kräfte zusammengezogen hatte, schnell mit Wasserwerfer beantwortet.
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Dies  offenbart  erneut  ganz  deutlich  die  Rolle,  die  der  bürgerliche  Staat
einnimmt. Während in Frankfurt legitimer und breiter Protest gegen Banken
und das Spardiktat der Troika massiv kriminalisiert und unterbunden wurde,
wird in Hamburg mit aller Gewalt den Faschist_innen und ihrem Terror die
Straße freigemacht. Gleiches kennen wir aus Dresden. Eines ist klar, die
Herrschenden  aus  Politik  und  Wirtschaft  haben  kein  Interesse  daran
faschistische Strukturen ernsthaft zu bekämpfen, ganz im Gegenteil helfen
sie ihn aufrecht zu erhalten und zu schützen. Ein weiteres Beispiel ist die
terroristische NSU, die jahrelang – gedeckt von Verfassungsschutz,Polizei
und Staatsanwaltschaft – morden konnte.

. . . a n  d e r  s i c h
Tausende im Zuge
der  Aufrufe  durch
L i n k e  u n d
Gewerkschaften
beteiligten.

Auch in den bürgerlichen Medien war kein Wort von Polizeigewalt gegen
legitimen antifaschistischen Protest zu hören ist, sondern nur von den so
genannten.  „autonomen  Gewalttätern“.  Sicherlich  sollte  die  Linke  eine
Debatte über die von den Autonomen oft fetischisierte individuelle Gewalt
führen – das Recht auf Widerstand, auch mit den Mitteln der massenhaften
Militanz gegen Nazipropaganda und faschistischen Terror lassen wir  uns
nicht nehmen.

Die Mobilisierung nach Hamburg kann mit Sicherheit als Erfolg gewertet
werden.  Es  wurden nicht  nur  insgesamt  tausende  Menschen mobilisiert,
welche sich neben der linken Szene auch aus der Hamburger Bevölkerung
bestanden.Sondern  es  wurde  durch  entschlossenen  Antifaschismus
verhindert,  dass die Nazis ungestört marschieren konnten. Doch das Ziel
bleibt  auch  in  Zukunft:  faschistische  Strukturen  zerschlagen,  den
faschistischen  Mob  nicht  nur  blockieren,  sondern  von  der  Straße  treiben!
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Dresden 2012: NO PASARAN!
Am mittlerweile 67. Jahrestag der Bombardierung Dresdens im 2. Weltkrieg
sehen Faschist_innen aus aller Herren Länder erneut einen Anlass, sowohl
Geschichtsrevisionismus zu betreiben, als auch alle anderen Facetten ihres
Gedankenguts auf die Straße zu tragen. Vor allem wollen sie jedoch wieder
Platz nehmen in der Gesellschaft – wollen sich Akzeptanz verschaffen für ihre
Ansichten und den Eindruck erwecken, sie würden ja lediglich eine andere
Meinung repräsentieren.

Dass die Meinung von Nazis aber unter keinen Umständen zu akzeptieren,
sondern immer und überall  zu bekämpfen ist,  hat die Geschichte gelehrt
–sollte  man jedenfalls  meinen.  Augenscheinlich scheint  jedoch genau das
Gegenteil der Fall zu sein: Über Jahre hinweg wurden zahlreiche Morde an
Migrant_innen  als  rassistische  Gewalt  verleugnet  und  einen  politischen
Hintergrund schloss man von vornherein aus. Nicht gerade verwunderlich:
Bestand  doch  für  den  Staat  die  Gefahr,  in  der  Öffentlichkeit  damit
konfrontiert  zu  werden,  mit  seinen  Agenten  und  Spitzeln  selbst  in  der
Organisation und Finanzierung des rechten Sumpfes verstrickt zu sein.

Der kapitalistische Staat hält sich die Faschisten wie ein Ass im Ärmel, um in
Zeiten von Krisen auf sie zurückgreifen zu können. Vielleicht kann er sich ja
ihrer eines Tages noch mal bedienen um die organisierte Arbeiterbewegung,
die Gewerkschaften und Parteien zu zerschlagen …

Der Staat als Antifa?

Dass die Regierung kein Interesse an der Zerschlagung der Nazistrukturen
hat, zeigte sich auch in der direkten Aktion am Beispiel Dresden, wo massive
Polizeigewalt  gegen  jene  ausging,  die  verhindern  wollten,  dass  die
Faschist_innen  in  Deutschland  wieder  ungehindert  marschieren.

Deshalb können wir uns im Kampf gegen Nazis auch nicht auf den Staat
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verlassen,  sondern  müssen  uns  in  antifaschistischen  Bündnissen  selbst
organisieren.  Der  bürgerliche  Staat  hatte  keinerlei  Interesse  daran,
gemeinsam mit der großen Masse an Demonstrant_innen, die Nazis an ihrem
Aufmarsch zu hindern. Im Gegenteil: Er setzt alles daran, ihnen den Weg
freizumachen, auch mit Gewalt! Doch wir waren zu viele, zu entschlossen
und zu  gut  organisiert  –  durch militante  Massenaktionen gelang es  den
Aufmarsch platzen zu  lassen und die  Nazis  stundenlang am Bahnhof  zu
kesseln.

Auch die Lichterkette,  zu der die  Bürgermeisterin der Stadt  letztes Jahr
aufgerufen  hatte,  trug  wohl  keineswegs  zu  dem Erfolg  bei.  Weitab  der
Laufroute  platzierte  man  sich  zu  einem  stillen  Protest.  Diese  Art  von
„Widerstand“ zeigt exemplarisch, was bürgerliche „Antifaschist_innen“ und
sogenannte  „Anständige“  dem  braunen  Pack  entgegenzusetzen  haben:
Nämlich  nichts.

Die  sogenannte  „Extremismus-Theorie“,  die  ebenfalls  aus  diesen  Kreisen
kommt, tut ihr Übriges dazu. Einzig die Diskreditierung antifaschistischen
Protestes und der direkten Aktionen gegen Nazis ist dabei ihr Ziel. Linke
sollen mit Rechten „wissenschaftlich“ begründet gleichgesetzt werden und
daher wundert es auch nicht, dass in Zeiten, in denen sich Politiker aller
Couleur mal wieder überlegen, wie sie die NPD verbieten können, aus der
CSU Stimmen laut werden, die ein Verbot der Partei DIE LINKE fordern.

Dresden: Gegen Geschichtsrevisionismus!

Dass  die  Nazis  mit  ihrem  üblichen  Propagandamüll  versuchen,  die
Bombardierung Dresdens durch die Alliierten als Holocaust darzustellen, ist
eine  Sache.  Die  andere  Seite  des  propagandistischen  Unfugs  bilden  die
sogenannten  Antideutschen,  die  sich  fälschlicherweise  als  Antifas
bezeichnen. Für sie sind die Deutschen per se ein sogenanntes Tätervolk und
daher feiern sie den Bombenkrieg der Alliierten als große antifaschistische
Aktion.

Das  isttotaler  Nonsens,  denn  imperialistischer  Bombenterror  gegen
Zivilbevölkerung –  ob in  Dresden,  in  Bagdad oder  in  Teheran –  hat  mit



Antifaschismus  nichts  zu  tun  und  rassistische  Ideologien,  wie  die  des
Tätervolks,  haben  in  linken  und  kommunistischen  Strukturen  nichts  zu
suchen.

Einheit in der Aktion!

Um den Faschisten auch dieses Jahr wieder das Leben zur Hölle zu machen,
brauchen  wir  die  antifaschistische  Einheitsfront,  in  der  sich  alle
Antifaschist_innen,  Migrant_innen,  Kommunist_innen,  DGB-
Gewerkschafter_innen und Sozialdemokrat_innen aus SPD und Linkspartei
organisieren, denn sie sind und waren immer Opfer des Faschismus. Sie sind
diejenigen, die keine Hilfe vom bürgerlichen Staat erwarten können, also
müssen  sie  begreifen,  dass  es  auf  die  Einheit  in  der  Aktion  gegen  den
Faschismus ankommt. Wir rufen dazu auf,  auch dieses Jahr wieder nach
Dresden zu fahren, Faschist_innen zu blockieren und sie als große Masse
militant zu bekämpfen!

Who’s streets? Our streets! SMASH FASCISM!

Naziaufmärsche  blockieren,  vertreibt  die  Faschist_innen  mit
militanten Massenaktionen von der Straße!
Gegen Faschist_innen können wir uns nicht auf die Polizei verlassen.
Für das Recht auf Schaffung von Selbstverteidigungsstrukturen der
Arbeiter_innen,  Jugendlichen,  Migrant_innen  und  der  ansässigen
Bevölkerung!
Kämpfen wir gemeinsam gegen Rassismus, Homophobie, Sexismus,
Nationalismus  und  Faschismus!  Gleiche  Bürgerrechte  für  alle,
unabhängig  von  ethnischer  Herkunft,  Nationalität  oder  Religion!
Für eine multiethnische, internationale Bewegung der Arbeiter_innen
und  Unterdrückten  gegen  den  globalen  Kapitalismus  –  für  den
A u f b a u  e i n e r  r e v o l u t i o n ä r e n  I n t e r n a t i o n a l e  d e r
Arbeiter_innenbewegung  und  der  Jugend!

Gemeinsam auf nach Dresden – Kein Fußbreit den Faschisten!
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